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1. Kapitel 

Allgemeine Geschäftsbedingungen und Vertragsprinzip 

I. Überblick über das Recht der AGB 

Das BGB enthält keine besonderen Vorschriften über die Auslegung 
von Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB), über die Voraussetzun-
gen für ihre Einbeziehung in einen Einzelvertrag bzw. für die Rechts-
wirksamkeit der in einen Vertrag einbezogenen formularmäßigen 
Klauseln. Hinsichtlich der AGB werden jedoch von den Gerichten beson-
dere Bewertungsprinzipien angewandt, die sich zumindest in ihrer 
abstrakten, immer wieder in einschlägigen Urteilen zitierten Fassung 
erheblich von den Grundsätzen des allgemeinen Vertragsrechts unter-
scheiden1. Diese Bewertungsprinzipien sind im Laufe der Zeit durch ein-
schlägige Gerichtsentscheidungen und fachwissenschaftliche Erörterun-
gen so weitgehend ausgestaltet und verfestigt worden, daß sie von den 
Gerichten praktisch wie abstrakte Rechtssätze zur Entscheidung von 
Einzelfällen herangezogen werden. Ist z. B. die Frage zu entscheiden, 
ob die von dem einen Vertragsteil in den Vertrag eingeführten AGB 
unter Berücksichtigung der Umstände des konkreten Vertragsverhältnis-
ses und unter Beachtung der Auffassung des anderen Vertragsteils aus-
zulegen sind, ziehen die Gerichte für die Beantwortung dieser Frage 
nicht den in den Vertragsverhandlungen erkennbar gewordenen Willen 
der Parteien heran. Vielmehr enthalten die Urteile nur einen kurzen 
Satz, die Auslegung von AGB sei unabhängig von den Umständen des 
Einzelfalles vorzunehmen2• Eine Begründung für diese Bewertung wird 
kaum noch angeführt, so daß der Satz, die Auslegung von AGB habe un-
abhängig von den Umständen des Einzelfalles zu erfolgen, praktisch wie 
eine gesetzliche Auslegungsnorm angewandt wird. Das gleiche gilt hin-
sichtlich weiterer Grundsätze, so daß das sog. Recht der AGB eine Summe 
von jurisprudentiell gesetzten Normen ist, die anhand von Einzelfallent-
scheidungen entwickelt und verfestigt wurden. Es wird ein Anliegen 
dieser Arbeit sein, nachzuweisen, daß die immer wieder in Urteilen und 
literarischen Stellungnahmen zitierten Kernsätze des Rechts der AGB 

1 Siehe insb. OLG Celle (29. 1. 1960) in BB 1960/305. 
2 Siehe BGH (19. 11. 1956) in VersR 1956/789; 790 - OLG Karlsruhe (3. 4. 

1957) in VersR 1957/704. 

2 Schmidt-Salzer 
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den rationes decidendi der zur Zeit überschaubaren Gerichtsentscheidun-
gen nicht entsprechen und daß die Gerichte im Zusammenhang mit der 
rechtlichen Bewertung von AGB vielfach mit Scheinbegründungen 
arbeiten. Vor allem aber wird im folgenden der Versuch einer systema-
tischen Erfassung der nach 1945 ergangenen Gerichtsentscheidungen 
unternommen. 

Die von den deutschen Gerichten angewandten Grundsätze über die 
rechtliche Bewertung von AGB können in Verbindung mit einem Über-
blick über die von der h. M. angeführten Begründungen folgender-
maßen zusammengeiaßt werden: 

1. (Qualifikation) AGB sind eine allgemein festgelegte Vertragsord-
nung. 

Die Bedeutung dieser Qualifikation kann lediglich negativ konkre-
tisiert werden. Die Kennzeichnung der AGB als allgemein festgelegte 
Vertragsordnung soll zum Ausdruck bringen, daß AGB keine Rechts-
normen i. S. des Art. 2 EGBGB sein können3, weil eine Delegations-
norm, die die Aufstellung von AGB als Normsetzungsakt legitimierte, 
nicht besteht4• Vielmehr sollen AGB eine generelle Festlegung des 
typischen Vertragsinhalts für eine unbestimmte Zahl von Verträgen 
mit unbestimmten Kunden sein5• Welche Stellung jedoch diese "fer-
tig bereitliegende Vertragsordnung"6 bzw. "allgemein festgelegte 
Vertragsgrundlage"7 im Bereich zwischen Rechtsgeschäft und Norm 
haben soll, wird von der h. M. nicht näher präzisiert. Mit Formulie-
rungen, AGB seien abstrakte Vertragsnormen8, private Normen9 bzw. 
Normanmaßungen, die wie Normen funktionieren10, wird die ver-
tragsrechtliche Qualifizierbarkeit der AGB bezweifelt, weil ihre Auf-
stellung eine Rechtsetzung von ausgesprochen staatsartigem Charak-
ter sein soll11• Eine dogmatisch verwertbare Beantwortung der 
Qualifikationsfrage enthalten diese Formulierungen jedoch nicht, 
weil die systematische Stellung und inhaltliche Bedeutung jener Be-
griffe einer Klarstellung bedürfte, die von der h. M. nicht gegeben 
wird. 

3 So noch KG (22. 10. 1949) in MDR 1950/286; 287 - OLG Schleswig (9. 3. 
1950) in MDR 1950/548; 549 - siehe auch BGH (3. 2. 1966) in Betr. 1966/936: 
Maßstab für die Überprüfung ausländischer AGB sei Art. 30 EGBGB. 

4 Sieg in VerswissA 1958/497; 498. 
5 Schlegelberger-Hefermeh1 HGB, Rd. 70 zu§ 346. 
6 Siehe insb. Liesecke, Anm. zu BGH (25. 10. 1962) in LM, Nr. 15 zu GüKG. 
7 BGH (29. 6. 1959) in BB 1959/826; 827. 
s Schumann, Handelsrecht, Bd. I , S. 33; siehe auch BGH (17. 5. 1960) in LM, 

Nr. 5 zu§ 157 BGB (Gf), BI. 2 R. 
9 Helm in JuS 1965/121. 
to Larenz, Allg. Schuldrecht, § 8, IV, S. 95, N. 1. 
11 Krüger, AUg. Staatslehre, S. 494 f. 
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Die Frage nach der Qualifikation von AGB ist also zur Zeit noch 
nicht beantwortet. Die Stellungnahmen der h. M. zeigen, daß AGB 
innerhalb des Vertragsrechts einen Fremdkörper darstellen, dessen 
dogmatische Erfassung zumindest hinsichtlich der Qualifikation noch 
nicht gelungen ist. 

2. (Einbeziehung) Die Einbeziehung von AGB in einen Einzelvertrag 
setzt eine rechtsgeschäftliche Erklärung besonderer Art voraus (sog. 
Unterwerfungserklärung). Die AGB sind Vertragsbestandteil gewor-
den, wenn der Kunde zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses wußte 
bzw. wissen mußte, daß der Aufsteller seine Verträge nur unter Ein-
beziehung von AGB abschließt. 

Das Kennzeichen der sog. Unterwerfung unter AGB wird von 
einigen Autoren12 darin gesehen, daß hierdurch auf die besondere 
Lage der wirtschaftlichen Machtverhältnisse hingewiesen werden 
soll: der Unterwerfungsbegriff bringe die wirtschaftliche Unterlegen-
heit des Kunden zum Ausdruck, auf Grund derer er praktisch nur 
noch die Möglichkeit hat, den Vertrag zu den vom Unternehmer auf-
gestellten Bedingungen zu schließen oder aber auf den Vertrags-
schluß zu verzichten. Naendrup13 dagegen sieht die Eigenart der 
Unterwerfung darin, daß es sich um eine bloße Geltungsüberein-
kunft handelt, dieAGB also nicht ihrem Inhalt, sondern nur ihrer Gel-
tung nach vereinbart werden. Hildebrandt14 kennzeichnet die Unter-
werfung unter AGB als Massenerklärung. 

Die Einbeziehungsformel ("Wissen bzw. Wissenmüssen") wird da-
mit begründet, daß die Unterwerfung unter AGB von normativen 
Gesichtspunkten beeinflußt werde: bei Üblichkeit bzw. bei verkehrs-
üblicher Veröffentlichung müsse der Kunde ausdrücklich widerspre-
chen, wenn er die AGB nicht gegen sich gelten lassen will; andern-
falls habe sein Verhalten den Erklärungswert einer Unterwerfung15• 

Lukes16 geht für den Fall, daß die AGB dem Interessentenpublikum 
erkennbar gemacht wurden, davon aus, daß der Imperativcharakter 
der AGB zur Folge hat, daß ein Schweigen des Kunden als Annahme 
der AGB zu werten ist. Krause11 nimmt im Bereich des durch AGB 

12 Simitis, Faktische Vertragsverhältnisse, S. 473; N. 22; Biedenkopf, Ver-
tragliche Wettbewerbsbeschränkung, S. 124, N. 50; Mroch, Unlautere Ge-
schäftsbedingungen, S. 8. 

13 Teilnichti.gkeit, S. 70 f.; ebenso Helm in JuS 1965/121; 125 f. 
14 In AcP 143/326; 342; ebenso Reimer Schmidt in öVersRundschau 1961/ 

337. 
15 Soergel-Siebert BGB, Rd. 19 zu§ 157. 
16 In JuS 1961/301; 305. 
17 In BB 1955/265; 269. 


